
Schwerverletzte mit
Almosen abgespiesen
lm Vergleich zu vielen Ländern Europas sind in der
Schweiz die Genugtuungen bei Körperverletzungen
unangemessen t ief .  Doch Anpassungen sind nicht  in
Sicht, denn die Revision des Haftpf l ichtrechts lässt
weiter auf sich warten.

r  Hardy Landol t

ei Personenschäden sehen das

Obligationenrecht in den Ar-

tikeln 47 und 49 und weitere

Bestimmungen eine (angemesseneD

Genugtuung vor. Die Bestimmung

der Angemessenheit der Genugtu-

ungssummen ist klassische Ermes-

sensausübung. Eine solche hat nach

der allgemeinen Anweisung des Ge-

setzgebers unach Recht und Billig-

keit, zu erfolgen. Zu berücksichtigen

sind vor allem die nbesonderen Um-

stände, und die uSchwere der Verlet-

zung). Das Bundesgericht wendet in

konstanter Praxis die einphasige Prä-
judizienmethode an. Die Hohe der

Genugtuungssumme wird in Anleh-

nung an einen früher beurteilten ver-

gleichbaren Irall festgelegt. In neue-

Les sommes de I ' indemnit6
pour tort moral

Les art icles 47 et 49 du Code des obl igations pr6-
voient une indemnit6 <6qui table> en cas de dom-
mages corporels et  d 'at te intes ä la personnal i t6.  A
cette f in, les <circonstances part icul iöres> doivent
ötre pr ises en consid6rat ion ainsi  que la <gravi td de
l 'at te inter.  Le montant de l 'at te inte l 'est  en compa-
raison avec les pr6c6dents. Cet art icle examine les
cr i töres jur isprudent ie ls actuels en fonct ion du dom-
mage subi  ( l6sions corporel les l6göres ou graves).  l l
donne 6galement un apergu des cr i töres retenus dans
les pays europ6ens. Pour conclure,  i l  propose un 6tat
de la r6vis ion 169is lat ive concernant la responsabi l i -
t6 c iv i le toujours en cours.
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ren Urteilen, so zum Beispiel in BGE

l32II1 17, wird auf die von der Leh-

re propagierte Zweiphasenmerhode

verwiesen. Bei dieser wird in einem

ersten Schritt eine für einen be-

stimmten Verletzungstypus egalitäre

Geldsumme als Basisgenugtuung be-

stimmt und diese in einem zweiten

Schritt aufgrund der konkreten Um-

stände des Einzelfalls erhoht.

Bei Bagatel  lver letzungen
gibt  es keine Genugtuung

Im Unfallversicherungsrecht besteht

der Anspruch auf eine Integritätsent-

schädigung erst ab einer gesundheit-

lichen Beeinträchtigung von ftinf

Prozent und mehr gemäss der Glie-

derskala irn Anhang der Verordnung

über die Unfallversicherung. Gering-

ftigige Körperverleüungen begrün-

den ebenfalls keinen haftpflicht-

rechtlichen Genugtuungsanspruch,

weil solche Verletzungen laut Bun-

desgericht nicht objektiv geeignet

sind, beim Betroffenen eine immate-

rielle Unbill herbeizuführen.

Bagatellverleuungen sind Gesund-

heitsbeeinträchtigungen, die ohne

grösseren Aufwand geheilt werden

können, wie zum Beispiel Knochen-

brüche, insbesondere Bein- oder

Schlüsselbeinbrüche, die normal ver-

heilen, Hirnerschüfterungen, fuss-

quetschwunden, Blutergüsse oder

Schürfungen sowie Tädichkeiten,

zum Beispiel Ohrfeigen, Faustschläge

o..l.r Fusstritte. Selbst ein kurzzeitiger

Spit.rl.rutinthalt von wenigen Tägen

oder .in. \rbeitsunfähigkeit von bis

zu eincrr \lonat haben keine imma-

terielle L'nl'' i l l zur Folge.

Nicht nr.h r .rls Bagatellverletzun-

gen kör.rn.n iin Nasenbeinbruch,

der Bruch d.r Krnnlade, der Verlust

vonZähnen. rii: I{iss eines Halswir-

bels, eine O[..  r . .hcnkelfraktur, der

Schuss in das 5. ir ; .nircin, lebensge-

ftihrliches V'iirg.n. u'iederholte

Schläge an den Ko1.t ,'l.t die Atta-

cke eines Exhibit ionr. icn gcgen eine

Frau bezeichnet rr, crtlr'n. \{ittel-

schwere Körperverlcr./ungcn sind

unter anderem schu'.r. llcinverlet-

zungen, Kopfverletzung(n. insbe-

sondere schwere Schleu.l. rr r.lu mata,

Körperverletzungen, di. rnir blei-

benden Narben oder L-nr.rcl lungen

verbunden sind, multiplc Körper-

verletzungen und der \ ,- ' r lusr eines

Sinnesorgans. Die für sole hc Verlet-

zungen geschuldeten Gcn ugtuungs-

summen liegen bei wenigcn tausend

Franken bis hin zu Bctr.iqen von

50 000 Franken.

Die Gerichte sol len
Spielraum haben

Bei schweren Körperverletzungen

tendiert die Rechrsprechung zu. (er-

heblich, höhcren Genugtuungen.

Damit sol l  einerseits der Geldent-

wertung vermehrt Rechnung getra-

gen und andererseits den kantonalen

Gerichten erlaubt werden, die ver-

schiedenen Grade immaterieller Un-

bill in einem erweiterten Rahmen

differenzier ter ztJ bewerten.

Schwere Körperverletzungen sind

unter anderem Para- und Tetraple-

gien sowie Lähmungen oder Ampu-

tationen von Gliedmassen. schwere

plädoyer 2/08



hÄFTLFT*lCi"r j ; t#u#j

Kopfuerletzungen, schwere Hirn-

traumata und schwere Gedächtnis-

und Denkstörungen, Depressionen

und andere psychische Beschwer-

den. Die Genugtuungssummen bei

schweren Körperverletzungen liegen

zwischen 50 000 und

x Die frühere Rechtsprechung hat,

gemessen an der Kauf'kraft, höhere

Genugtuungssunurcn ftir vergleich-

bare VerletzLl nqün zugesprochen.

Die in dcr Schu'eiz bei schweren

Körpervcrl crr rr nqcn zugesprochenen

Ein Vergleich der schweizeri-

schen Cenugtuungsansätze von un-

ter 100 000 Euro mit denjenigen

von Staaten ohne eigentliche Täri-

fierung offenbart eklatante Unter-

schiede. In Der.rtschland etwa wer-

150 000 Franken. Die

kantonale Rechtspre-

chung hat mitunter

Genugtuungen von
(tiber) 200 000 Fran-

ken zugesprochen.

\X/rthrend der mare-

rielle Personenschaden

bei schweren Körper-

verletzungen in dic

Hundert tausendc, i i t -

ters sogar in dic \1r 
-

l iorren geht,  urr . l  , r , :

immateriel le I)cr\()r lcn-

schaden rnit  cir tcnr

Bruchtei l  cntschädigt.

Diese Diskrepanz ist

nicht nachvollziehbar
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und wird von der Leh-

re nachhaltig kritisiert. Die Forde-

rung nach höheren Genugtuungs-

summen bei schweren Körperverlet-

zung wird unterschiedl ich begrün-

det:
.:. Die Genugtuungssummen, die ge-

stützt auf Artikel 47 OR zugespro-

chen werden, erweisen sich im Ver-

gleich zur militärversicherungsrecht-

lichen Integritätsentschädigung, die

bei schweren Körperverletzungen

iiber 500 000 Franken betragen

kann, als tief.

Es wird ferner mit Recht darauf

hingewiesen, dass auch Genuqtu-
r.ursssummen von über 100 000

irranken, die gewöhnlich bei schwe-

rcn Lähmungen gewährt werden, bei
:Lrngen Ceschädigten umgerechnet

l.rgesansätzen zwischen l0 und 20

: :.rnken beziehungsweise Monats-
'- :r icn von 300 bis 600 Franken ent-

.':..hen. Im Vergleich zu den Täges-
' ..irrcn bei einer widerrechtlichen

r --: i rci tsentziehung von über 100

, , :rkcn sind diese Summen unanqe-
'  . . .cn r ief .
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Genugtuungssummen liegen, nicht

zuletzt unter Berücksichtigung der

höheren Kaufkraft in der Schweiz,

unter den in den Nachbarländern be-

ziehungsweise Europa üblichen An-

sätzen. Das schweizerische Genugtu-

ungsniveau ist das zweittießte von

insgesamt 13 europäischen Staaten.

Frankreich und l ta l ien
haben f ixe Tar i f ierungen

Die Unterschiede innerhalb Iruropas

so*'ohl bei der Berechnungsmethode

als ar-rch bei der Höhe der Schmer-

zensgelder sind beträchtlich. In

Deutschland, Österreich und Eng-

land gilt zum Beispiel wie in der

Schweiz kein Schmerzensgeldtarif.

Eine eigentliche Tärifierung der Ge-

nugtuung kennen hingegen etwa

Frankreich, Spanien, Schweden und

Italien, wobei die Tärifierung mitun-

ter nur ftir das Schmerzensgeld der

Angehorigen getöteter Personen oder

bestimmte Personenschadenftille, et-

wa VerkehrsunFälle, vorgesehen ist.

-rb

den bei schweren Körperverletzun-

gen folgende Schmerzensgelder zu-

gesprochen:

s bei schweren Geburtsschäden

oder schwersrverletzten Kindern

bis zu 500 000 Euro,

:  bei  Querschnir t lähmungen zui-

schen 200 000 und >00 000 Euro

und
, bei schwersten Schädel-Hirn-Ver-

letzungen über 500 000 Euro.

In England liegen die höchsten

Genugtuungssummen bei 330 000

Euro und machen so etwa die Half-

te der deutschen Ansätze aus, wäh-

rend die in Österreich üblichen

Schmerzensgeldsummen rund ei-

nen Drittel tiefer sind. Die italieni-

schen Ansätze wiederum liegen

praktisch gleich auf mit denjenigen

von Deutschland. Die seit den

neunziger Jahren in der Schweiz be-

kräftigte Forderung nach höheren

Genugtuungssummen bei schweren

Körperverletzungen ist deshalb

nicht zuletzt aus rechtsvergleichen-

der Sicht berechtigt.

Unfal l  mit  schweren
Verletzungsfolgen:
Schmerzensgeld
in Deutschland
besonders hoch
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Die Höhe der ange-

messenen Genugtu-

ung ist letztlich ein

rechtspolitischer Ent-

scheid, der davon ab-

hängt, welche Versi-

cherungsprämien die

Gesellschafr Ftir die

Deckung von imma-

teriellen Schäden zu

zahlen bereit ist.

Die Vertreter der

ökonomischen Analy-

se des Rechts schlagen

vor, den immateriel-

len \Wert des Lebens

und der Gesundheit

anhand der Prämien, die eine Risi-

kogemeinschaft bezahlen würde, um

den Beeinträchtigungen der Ge-

sundheit zu entgehen, zu ermitteln.

Sie gehen dabeivon einem Richwert

von einer Million für schwerste Kör-

perverletzungen aus.

Bevölkerung wi l l  höhere
Entschädigungen

Befragungen in England haben ge-

zeigt, dass die Bevölkerung höhere

Genugtuungsbeträge wünscht und

bereit ist, für höhere Genugtuungs-

summen höhere Versicherungsprä-

mien zu bezahlen. Eine Erhöhung

um das Eineinhalb- bis Zweifache

wird von der Mehrheit der britischen

Bevölkerung beftirwortet, von der

Rechtsprechung aber abgelehnt. So-

weit ersichtlich sind in der Schweiz

keine statistischen Erhebungen zum

immateriellen \Wert der Gesundheit

greifbar und im Rahmen der Revisi-

on des Haftpflichtrechts auch nicht

geplant. Ein Teil der Lehre lehnt sol-

che durch Befragung ermittelten

fuchrwerte als unethisch ab.

Wie man sich auch immer zu sol-

chen Befragungen stellt, eines ist ge-

wiss: Die schweizerischen Genugtu-

ungssummen bei Körperverletzun-

gen sind unangemessen tief. Eine

Aufwertung der Genugtuungssum-

men ist de lege lata et ferenda drin-
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gend geboten. Im Vorenrwurf Bun-

desgesetz über die Revision und Ver-

einheidichung des Haftpfl ichtrechts
(Haftpflichtgesetz, HPG) werden

Artikel 47 und 49 OR im Vesentli-

chen nachgeführt. Hinsichtlich der

Genugtuung wurde in der Vernehm-

lassung ausgeftihrt:

s Der Schweizerische Anwaltsver-

band wünscht sich ein Instrumentari-

um für eine zeitgemässe Regulierung

immaterieller Schäden. Vorgeschla-

gen wird eine (kumulative) Außplit-

tung der Genugtuung in eine Integri-

tätsentschädigung, Schmerzensgeld

und eine Entschädigung ftir entge-

hende Lebensfreude; ferner - ftir al-

lerschwerste Fdlle - die Normierung

einer Zusprechung von Genugtu-

ungsrente nebst Kapitalbetrag. Vorge-

schlagen wird die explizite gesetzliche

Nennung einer Maximalgenugtuung

bei Körperverletzung in Höhe des

zehnfachen Betrages des Durch-

schnittslohnes eines Arbeitnehmers,

was rund 650 000 Franken ausmacht.
u= Die Schweizerische Unfallversi-

cherungsanstalt (Suva) will sicher-

stellen, dass der Genugtuungsan-

spruch auch im Anwendungsbereich

der Gefthrdungshaftung bestehen

bleibt und regt eine redaktionelle An-

passung von Artikel 45 Abs. 3 Vor-

enmurf-HPG an.

+ Vereinzelte Kantone (Appenzell-

Ausserrhoden, St. Gallen) sprachen

sich frir die Nichter-

satzfrihiekeit von ent-

gangencr Lebensfreu-

de oder von Frustra-

t ionen aus.

x Die Univcrsirr i t  Zü-

r ich, konkrct Hein-

r ich Honsel l ,  I ' r , , lcr-

sor ftir Privatrccht.

bezeichnet die .\rr-

gehörigengenugtuunq

als rechtspolitisch fras-

- 
würdig, weist aber da-

F rauf hin, dass diese
x,* 

geltendem Kecht ent-

spreche.

x DerVerband öffent-

licher Verkehr wünscht, dass der

öffentliche Verkehr haftungsrecht-

lich privilegiert behandelt wird und

deshalb der Genugtuungsanspruch

nur bei einem Verschulden bestehen

sollte.

Mi I i tärversicherte si nd
besser gestel l t

Es ist letztlich nicht einzusehen, wes-

halb Geschädigte, die unter das Mi-

litärversicherungsgesetz faIlen, ein

Mehrfaches der üblicherweise nach

Artikel 47 OR zugesprochenen

Genugtuungssummen als Integri-

tätsentschädigung erhalten. Die Pri-

vilegierung von nMilitärhaftpflicht-

Pillen, lässt sich sachlich nicht

vertreten. In Nachachtung des

Gleichbehandlungsgebots nach Arti-

kel B Absatz I der Bundesverfassung

ist eine Erhöhung der Gesamtgenug-

tuung nach Artikel 47 OR auf das

Niveau der militärversicherungs-

rechtlichen Integritätsentschädigung

de lege lata et ferenda geboten. Im

Interesse einer klaren Struktur ist zu-

dem eine einheitliche Berechnungs-

methode zu fordern, die transparent

ist und den Berechnungs- vom

Bemessungsvorgang trennt.

Hinweise auf relevante Urtei le,
Gesetzesart ikel und weiterführende

Literatur f inden Sie unter www.
plaedoyer.  ch.

S c hwerver letzter:  Höhere G en u gtu u n gssum me a n g ezei  gt
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